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1979:	«It is now urgently necessary
for the nations of the world:	[...]	
to foresee and prevent potential	
man-made	changes in	climate,	

that might be adverse to the well
being of humanity»
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2015:	«It is now urgently necessary
for the nations of the world:	[...]	
to foresee and prevent potential
man-made	changes in	climate,	
that might be are adverse to the

well being of humanity»
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Klimaentwicklung	global









www.greenpeace.ch

SOMMER	2003



Gletscher	Bild



Globale	Klimapolitik
Übereinkommen	von	Paris:	NEUE	ZIELE:	
- Art.	2,	Abs 1:	
- a)	„deutlich unter	2	Grad	Celsius“	und	
„möglichst	1.5	Grad	Celsius“

- b)	Nahrungsmittelerzeugung schützen
- c)	Finanzmittelflüsse korrigieren

- Art.	4:	„Netto	Null	Emissionen“	WELTWEIT	
- Art.	9:	Klimafinanzierung: Industriestaaten	
müssen	Vereinbarung	erfüllen	
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Schweizer	Klimapolitik

Plus:
Zukauf	von	Emissionszertifikaten	im	Ausland	im	Umfang	von	etwa	10%	der	von	uns	
verursachten	Auslandemissionen…
(Daraus	macht	der	Bundesrat:	„50%	Reduktion	bis	2030“)

Aktuelle	Politik:	-20%	bis	2020	(ggü.	1990)

Geplante	Politik	zur	Umsetzung	
Paris-Abkommen:	-30%	bis	2030	
und	70-85%	bis	2050	



Quelle:	IPCC,	AR5,	Synthesis	Report,	S	87:	https://www.ipcc.ch/pdf/assessment-report/ar5/syr/SYR_AR5_FINAL_full_wcover.pdf
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Ursachen und	Lösungen



Ursachen und	Lösungen

Quelle:	IPCC,	AR5,	Synthesis	Report,	S	87:	https://www.ipcc.ch/pdf/assessment-report/ar5/syr/SYR_AR5_FINAL_full_wcover.pdf
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Finanzplatz
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Klimalösungen



Erfolgreicher	Fall	in	Holland Philippinen:	Betroffene	vs.	Konzerne

USA:	Kinder	vs.	Behörden	/	Staat

- Belgien
- Peru
- Neuseeland
- Norwegen
- Australien
- Südafrika
- Pakistan
- USA:	Zivilgesellschaft	vs.	Exxon

Grundrechte



Situation	in	der	Schweiz?



Situation	in	der	Schweiz?

à Aktuelle	Klimapolitik	ist	
verfassungswidrig,	sie	verletzt	Grundrechte.	
Besonders	Betroffene	können	gegen	den	
Bund	klagen.	



Warum gerade Frauen im Pensionsalter?

1. Weil nach schweizerischem Recht nicht «jedermann» 
Rechtsmittel («Beschwerde», «Rekurs», «Klage») ergreifen 
kann (keine «Popularbeschwerde»

2. Weil ältere Personen aktuell, also heute, besonders 
betroffen sind von den Folgen der Klimaerwärmung und 
zwar hinsichtlich Gesundheit

3. Weil Frauen physiologisch Hitze schlechter vertragen als 
Männer und weil epidemiologische Studien zum 
Hitzesommer 2003 gezeigt haben, dass ältere Frauen 
stärker betroffen waren als Männer

à Aufbau und Gründung des Vereins KlimaSeniorinnen















http://www.rts.ch/play/tv/19h30/video/des-
retraitees-lancent-une-action-judiciaire-contre-le-
conseil-federal?id=8117967

https://www.youtube.com/watch?v=gxG0AI04Qts

http://www.srf.ch/sendungen/tagesgespraech/heid
i-witzig-und-benedikt-knuesel-klimavertrag-und-
generationen
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DAFÜR & DAGEGEN

DAFÜR

Der Bund will den Ausstoss an Treibhausgasen bis 2020 um 20 Prozent 
 reduzieren. Reichen diese Massnahmen aus, um die Zunahme an Hitzetagen  

zu stoppen, die den Seniorinnen und Senioren am meisten zusetzt? 

Schützt der Bund ältere Menschen 
genügend vor dem Klimawandel?

Die Schweiz kann den Klimawandel nicht 
alleine aufhalten. Dafür ist ihr Anteil an 
den weltweiten Treibhausgasemissionen, 
die für den Anstieg der Temperaturen 
ursächlich sind, zu gering. Weil wirk samer 

Klimaschutz nur global möglich ist, hat die Staaten-
gemeinschaft Ende 2015 in Paris ein internationales 
Abkommen beschlossen, das alle Länder in die Pflicht 
nimmt. Um die globale Erwärmung deutlich unter der 
kritischen Schwelle von 2 Grad Celsius zu halten, dürfen 
die Emissionen in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts 
noch netto null betragen. Dies bedingt einen kompletten 
Umbau unserer Infrastruktur und braucht Zeit.

Das Ziel der Schweiz, die Treibhausgasemissionen 
bis 2020 um 20 Prozent unter das Niveau von 1990 zu 
senken, ist ein Meilenstein in diesem Engagement. Bis 
2030 sollen sich die Emissionen der Schweiz halbieren. 
Doch die Erfahrung zeigt: Ziele sind das eine, die dafür 
erforderliche Verschärfung der Massnahmen das andere. 
Denn Klimaschutz tangiert nahezu alle Lebensbereiche – 
von der Ernährung übers Wohnen bis zur Mobilität.

Die Folgen des Klimawandels sind bereits spürbar. 
Älteren Menschen setzen vor allem die häufigeren und 
längeren Hitzeperioden im Sommer zu. Herz-Kreislauf-
Störungen treten häufiger auf und führen zu einer signi-
fikant höheren Sterblichkeit. Um die frühzeitigen Todes-
fälle zu vermeiden, haben Bund und Kantone ein Früh-
warnsystem entwickelt, das über die gesundheit lichen 
Gefahren informiert und einfache Verhaltenstipps abgibt. 
Dank der konsequenten Umsetzung von Hitzeplänen 
konnte in der Westschweiz die hitzebedingte Sterblichkeit 
im Sommer 2015 markant gesenkt werden. ❋
 Mehr unter www.hitzewelle.ch

Meine Antwort ist ein klares Nein. Ich 
bin mir als KlimaSeniorin zwar be- 
wusst, dass der Einfluss der Schweiz 
auf den Klimawandel gering ist. Doch 
sie trägt im Verhältnis zu ihrer Be- 

völkerungszahl weit überdurchschnittlich zur globalen 
Erwärmung bei. Das verlangt nach einem deutlichen 
Zeichen, dass sie als reiches Land gewillt ist, ihren Bei- 
trag zur Begrenzung der Erwärmung auf ein möglichst 
ungefährliches Niveau zu leisten. Daran hat die Schweiz 
auch ein starkes Eigeninteresse: Der Temperaturanstieg 
hier ist überdurchschnittlich hoch. Ältere Menschen 
leiden heute schon: Wegen der zunehmenden Hitze-
wellen nehmen die Risiken, frühzeitig krank zu werden 
oder zu sterben, markant zu. Der Schutz des Lebens ist 
aber ein in der Verfassung verbürgtes Grundrecht.

Bei der Frage, was die Schweiz tun soll, um die 
Grundrechte ihrer Bürger zu schützen, kann man sich 
auf breit anerkannte wissenschaftliche Arbeiten ab-
stützen. Diese zeigen: Das aktuelle Reduktionsziel der 
Treibhausgase von 20 Prozent bis 2020 sowie auch  
das vorgeschlagene Inlandziel von 30 Prozent bis 2030 
reichen nicht, um unsere Grundrechte zu schützen.

Wenn alle Länder so handeln würden wie die 
Schweiz, liesse sich eine gefährliche Erwärmung nicht 
abwenden. Industriestaaten müssen bis 2020 mindes-
tens 25 bis 40 Prozent der Emissionen vermeiden.  
Und weltweit müssen alle Staaten in den Jahren nach 
2060 null (!) Emissionen erreichen. Die aktuell ver-
passten Reduktionen können später kaum nachgeholt 
werden. Der Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energien 
muss jetzt aufgegleist werden. Grundrechte sind nicht 
verhandelbar. ❋

● Andrea Burkhardt
Leiterin der Abteilung Klima des Bundes-
amts für Umwelt BAFU.

● Elisabeth Joris
Mitbegründerin des Vereins «Klima-
Seniorinnen», der seit vergangenem 
August besteht; freischaffende 
 Historikerin, Feministin und Aktivistin.

DAGEGEN
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• Kritische	Klimajahre	stehen	bevor:
– KLIMAKLAGE:	Gang	vor	Bundesgericht?
– TOTAL-REVISION	CO2-Gesetz	im	Parlament.	
– IPCC	1.5°C	Report	und	COP	24	im	2018
–Weitere	Klimafolgen?
– Finanzplatz	Schweiz	(SNB,	Banken,	
Versicherungen)

– Klima	und	Landwirtschaft
– Und	nicht	vergessen:	Wahlen	2019

• Ohne	breite	Bewegung	für	mehr	Klimaschutz,	
wird	es	keinen	Paradigmenwechsel	geben!	
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Herzlichen	Dank	für	Ihre	
Unterstützung	unserer	Arbeit!


